
Sieg für die Palästina-Freunde
Die SP verurteilt den «Genozid» in Gaza «aufs Schärfste»

SIMON HEHLI

DerNahostkonflikt treibt dieSP starkum.
Das zeigte sich am Parteitag am Samstag
in Sursee nicht nur an den vereinzelten
Palästinensertüchern, die Delegierte tru-
gen, sondern vor allem auch an der hitzi-
gen Debatte um zwei Resolutionen. Die
eine stammte von der Parteileitung und
war erst wenige Tage vor dem Parteitag
verschärftworden–demVernehmennach
auf Betreiben von radikalen Palästina-
Freunden aus der Romandie.

So steht, neben Forderungen nach
scharfen Sanktionen gegen Israel, dort
auch folgender Satz in der Resolution:
«Die Sozialdemokratische Partei der
Schweiz verurteilt den von Israel ver-
übten Genozid aufs Schärfste.» DerText
kritisiert zwar auch die gegenwärtigen
politischen Säuberungen der Hamas
gegen politische Gegner, erwähnt je-
doch mit keinem Wort den mörderi-
schen Angriff der Hamas vom 7. Okto-
ber 2023, der die kriegerischen Hand-
lungen in Gaza erst ausgelöst hat.

Das holte der SP-Präsident Cédric
Wermuth nach: Er nannte die Attacken
vom 7. Oktober ein «genozidales Massa-
ker» und bekräftigte, dass das von der SP
unterstützte Verbot der Hamas als Ter-
rororganisation nötig und gerechtfertigt
sei. Gleichzeitig plädierte Wermuth da-
für, das Vorgehen Israels in Gaza als
Genozid zu brandmarken. Denn nichts
anderes sei es, wenn man wie die israe-
lischen Streitkräfte gezielt die Lebens-
grundlagen eines Volkes zerstöre.

«Scheussliche Apartheid»

Von den zahlreichen Genossinnen und
Genossen, die sich zu Wort meldeten,
sahen das die meisten ähnlich. So er-
zählte der frühere Fraktionschef imBun-
deshaus, Franco Cavalli, er habe bei Be-
suchen in den besetzten Gebieten eine
«scheusslicheApartheid» gesehen.Gaza
sei schon vor dem gegenwärtigen Krieg
ein Gefängnis unter freiem Himmel ge-
wesen. «Würde ich unter diesen Bedin-
gungen leben, würde ich vielleicht auch
zum Terroristen werden», sagte Cavalli,
wollte das aber nicht als Rechtfertigung
für die Massaker vom 7. Oktober ver-
standen wissen.Eine Delegierte mit kur-
dischenWurzeln nannte das Geschehen
in Gaza sogar einen «Holocaust». Da-
für wurde sie sofort vom Generalsekre-
tär Tom Cassee zurechtgewiesen.

Erst am Freitag hatten die Delegier-
ten eine ergänzende Resolution erhal-

ten, von der Parteileitung ebenfalls zur
Annahme empfohlen. Die Verfasserin,
die Berner NationalrätinAndrea Zryd,
versuchte damit, die Wogen zu glät-
ten. Zryd benannte auch klar die Ver-
antwortung der Hamas für den Kon-
flikt. Und forderte, dass die Schweiz
die «Klärung des Vorwurfs der Völker-
strafrechtsverletzungen» unterstütze.

Das bezieht sich auch auf den Geno-
zid-Vorwurf – und damit stehen die bei-
den Resolutionen in eklatantemWider-
spruch zueinander: Die eine verurteilt
dezidiert einen angeblichen Völker-
mord, den die andere erst untersuchen
lassen will. Auf diesen Makel mach-
ten auch verschiedene Kritiker beider
Resolutionen aufmerksam. Einer von
ihnen, der Basler ChaimHowald, fragte
seine Genossen: «Wofür halten wir uns
eigentlich, dass wir in Bezug auf den
Genozid-Vorwurf einfach dem Urteil
der internationalen Gemeinschaft vor-
greifen?» Die Haltung der Parteileitung
nannte er «heuchlerisch».

Sowohl die Zürcher Regierungsrätin
Jacqueline Fehr als auch die National-
rätin Priska Seiler Graf versuchten, den
Parteifrieden zu wahren, indem sie vor-
schlugen, die Abstimmung über die bei-
den Resolutionen zu verschieben. «Mit
der ersten Resolution tragen wir nichts
zum Frieden bei, sondern drehen nur an
der rhetorischen Eskalationsschraube»,
betonteFehr.DochdieDelegierten lehn-
ten den Ordnungsantrag deutlich ab.

DaspalästinafreundlicheLager trium-
phierte dann auch bei der Abstimmung
über die beidenResolutionen:DieDele-
gierten sagten zweimal deutlich Ja. Es
hätte auch eine Alternative gegeben:
Drei SozialdemokratenausBasel undaus
dem Aargau wollten, unterstützt durch
einpaarDutzendGenossen,darunterder
AargauerRegierungsratDieterEgli,eine
deutlich ausgewogenere Resolution vor-
legen. Doch die Parteileitung liess diese
nicht zu – aus formalen Gründen.

Die dritte Resolution hätte gleicher-
massen die Greueltaten der Hamas wie

die israelische Kriegsführung in Gaza
verurteilt. Bei aller Kritik an der Regie-
rung Netanyahu: Die Mitverantwortung
der islamistischenTerrororganisation am
Leiden der palästinensischen Bevölke-
rung sei offensichtlich und wiege schwer.

Schaden für die Partei?

Jonathan Kreutner, Generalsekretär
des Schweizerischen Israelitischen Ge-
meindebundes, sagt, immerhin habe die
SP die zweite Resolution ebenfalls ange-
nommen. Damit berücksichtige sie die
berechtigte Kritik von gemässigter Seite
an der ersten Resolution. Dieser fehle
die Ausgewogenheit, findet Kreutner.
«Israel wird in die Rolle des alleinigen
Aggressors gerückt. So wird zum Bei-
spiel ein Genozid verurteilt – ein Vor-
wurf, der nicht faktenbasiert ist.» Da-
durch trage die SP nicht zu einer sach-
lichen Auseinandersetzung bei. «Statt-
dessen befeuert sie die ohnehin schon
aufgeheizte Stimmung weiter.» Wie

Jacqueline Fehr sieht Kreutner damit
«rote Linien» überschritten.

Der prominenteste parteiinterneKri-
tiker des Gaza-Kurses der SP-Leitung,
Daniel Jositsch, war nicht nach Sur-
see gereist. Auf Anfrage der NZZ sagt
Jositsch ebenfalls, er finde die Diskus-
sion bei den Sozialdemokraten «sehr
einseitig und gegen Israel gerichtet». Er
halte es für möglich, dass die SP durch
dieDebatten langfristig Schaden davon-
trage.Denn viele würden so denken wie
er selbst oder Hartmuth Attenhofer.

Attenhofer, der frühere Präsident
des Zürcher Kantonsrates, hatte kürz-
lich seinen Austritt aus der Partei er-
klärt – gerade auch wegen des Um-
gangs der nationalen SP-Spitze mit dem
Gaza-Konflikt. «Die SP reitet auf einer
üblen antisemitischen Grundwelle mit»,
schrieb Attenhofer.

Linke Medien im Streit

Der Bruch, der durch das linke Lager
geht,zeigt sichauch inderPublizistik.Die
«WoZ» veröffentlichte einen Kommen-
tar, in dem sie harte Kritik an der Paläs-
tina-Demonstration vom 11.Oktober in
Bern übte – an der Veranstaltung also,
die in eineGewaltorgie ausartete und an
der auchantisemitischeParolen zuhören
waren.«Seit über fünfzig Jahren verherr-
licht ein Teil der europäischen Linken
völlig unkritisch den palästinensischen
Widerstand»,schrieb die «WoZ»-Journa-
listin.Dass ein Teil der radikalen Linken
immer wieder die Nähe zu Hamas-Sym-
bolik suche, wirke fast wie eine Zwangs-
handlung. Es gelte dabei zu unterschei-
den zwischen «jenenLinken,die bewusst
Antisemitismus und Menschenverach-
tung legitimieren, und jenen, die gerade
erst politisiert werden und denen zum
Teil schlicht dasWissen fehlt».

Der Text kam bei einigen «WoZ»-Le-
sern gar nicht gut an.Auf Instagram gab
es zahlreiche böse Kommentare,manche
sprachen von «Hetze» oder einer «Dämo-
nisierung» des «friedlichen»Widerstands
gegen Israel.Noch heftiger war die Reak-
tion des Portals «Baba News», das den
wohl schwerstenVorwurf auspackte, den
man einer linken Journalistin machen
kann:Rassismus.Denn diese zeichne das
Bild einer bedrohlichen arabisch-mus-
limischen Welt, geprägt von Fanatismus,
Irrationalität und Gewalt.

Die «WoZ» wiederum wies den Ras-
sismusvorwurf mit aller Deutlichkeit zu-
rück. Derartige Unterstellungen seien
«böswillig und ehrenrührig».

Der SP-Co-Präsident Cédric Wermuth nannte die Attacken vom 7. Oktober ein «genozidales Massaker». PHILIPP SCHMIDLI / KEYSTONE
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